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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Das Gesetzgebungsprojekt zur Strafrahmenharmonisierung und Anpassung des
Nebenstrafrechts an das neue Sanktionenrecht stand in der Sommersession 2021 auf
der Agenda des Nationalrates. Als Zweitrat trat er zwar oppositionslos auf das Geschäft
ein, hatte sich aber sogleich mit einem Rückweisungsantrag des Genfer SVP-
Nationalrats Yves Nidegger zu befassen. Der Antragsteller monierte, der Bundesrat habe
dem Parlament nur eine «Alibi-Harmonisierung» vorgelegt, weil sie nicht sämtliche in
der Schweiz ausgesprochene Strafen harmonisiere, sondern sich zu stark auf das
Kernstrafrecht konzentriere, das im Schweizerischen Strafgesetzbuch geregelt ist. Er
verlangte eine überarbeitete Vorlage, in der auch alle Strafnormen des
Nebenstrafrechts, also die Strafnormen in anderen Gesetzen, nach den zu schützenden
Rechtsgütern bewertet und die Strafen dementsprechend harmonisiert (und nicht nur
wie vom Bundesrat vorgesehen an das geänderte Sanktionenrecht angepasst) würden.
Justizministerin Karin Keller-Sutter bat den Rat um Ablehnung der Rückweisung. Sie
bezeichnete den Antrag als «nicht zielführend, weil wir uns ohne klaren Auftrag quasi
im Kreis bewegen würden und in zwei, drei Jahren etwa gleich weit wie heute wären».
Ausser der SVP-Fraktion, die geschlossen für die Rückweisung votierte, sah der Rat dies
genauso und lehnte die Rückweisung mit 139 zu 49 Stimmen ab.
In der Detailberatung diskutierte die Volkskammer zunächst 15 Anträge zu Änderungen
am Allgemeinen Teil des StGB. Dieser war eigentlich nicht Gegenstand des
vorliegenden Geschäfts, sondern mit der Revision des Sanktionenrechts bereits
erneuert worden. Bundesrätin Karin Keller-Sutter forderte den Rat aus diesem Grund
auf, überall der Kommissionsmehrheit zu folgen, die eine solche Ausdehnung der
Vorlage auf den Allgemeinen Teil des StGB ablehnte. Die hier eingebrachten Vorschläge
– allesamt zur Verschärfung des Strafregimes und bis auf drei Minderheiten Bregy
(mitte/centre, VS) alle vonseiten der SVP-Fraktion – seien im Zuge der Revision des
Sanktionenrechts bereits breit diskutiert und damals verworfen worden. Der
Nationalrat erachtete es mehrheitlich nicht als sinnvoll, diese Büchse der Pandora zu
öffnen, und lehnte alle Minderheits- und Einzelanträge in diesem Block ab. Damit
machte die grosse Kammer unter anderem die vom Ständerat abgeänderte Kann-
Formulierung bei den bedingten Strafen wieder rückgängig, sodass das Gericht bei
Ersttäterinnen und Ersttätern auch weiterhin «in der Regel» eine bedingte Strafe
aussprechen muss (und nicht nur kann). Für Unverständnis bei Antragsteller Philipp
Matthias Bregy sorgte die Ablehnung seines Vorschlages, die Unverjährbarkeit
schwerster Verbrechen im StGB zu verankern, gerade weil der Nationalrat am Vortag
einer Standesinitiative mit ebendieser Forderung (Kt.Iv. 19.300) Folge gegeben hatte. 
In einem zweiten Block wandte sich der Nationalrat dem Kern der Vorlage, den
Strafrahmen im Besonderen Teil des StGB, zu. Hier strich er das vom Ständerat
eingeführte Konzept, wonach eine Mindestgeldstrafe von X Tagessätzen immer auch
eine Mindestfreiheitsstrafe von X Tagen bedeuten sollte, wieder aus dem Gesetz. Einer
Minderheit Bregy folgend nahm er einen neuen Straftatbestand für die Sprengung von
Geldautomaten auf. Der Aufhebung einiger Sondernormen bei Vermögensdelikten und
des Tatbestandes der staatsgefährlichen Propaganda stimmte die grosse Kammer wie
vom Bundesrat vorgeschlagen zu und schuf damit weitere Differenzen zur
Schwesterkammer, die diese Änderungen abgelehnt hatte. Beim viel diskutierten Artikel
285 StGB betreffend die Gewalt und Drohung gegen Behörden und Beamte lagen dem
Nationalrat vier verschiedene Konzepte vor. Er entschied sich für dasjenige seiner
Kommissionsmehrheit, die dem Bundesrat im Grundsatz folgte, aber bei Gewalttaten im
Kontext einer Zusammenrottung einen differenzierteren Weg wählte. So soll Gewalt an
Personen aus einem zusammengerotteten Haufen heraus künftig mit mindestens drei
Monaten Freiheitsstrafe geahndet werden. Für Gewalt an Sachen setzte die grosse
Kammer mindestens eine Geldstrafe von 90 Tagessätzen fest. Der Bundesrat hatte für
Gewalt an Personen oder Sachen eine Mindestgeldstrafe von 120 Tagessätzen
vorgeschlagen; der Ständerat hatte eine zwingende Freiheitsstrafe gefordert. Des
Weiteren beantragte die Kommissionsmehrheit, den Tatbestand der
Majestätsbeleidigung aus dem StGB zu streichen, was der Nationalrat aber ablehnte. Er
folgte der Minderheit Lüscher (fdp, GE), die sich für die Beibehaltung der Norm
einsetzte.
Zuletzt nahm sich die Volkskammer der Anpassung des Nebenstrafrechts an, wo sie
unter anderem die Gelegenheit nutzte, auf Antrag ihrer Kommissionsmehrheit die ihrer
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Ansicht nach unverhältnismässige Mindeststrafe von einem Jahr Freiheitsstrafe aus
dem sogenannten Raserartikel im Strassenverkehrsgesetz zu streichen. Eine
unterlegene Minderheit Nidegger hatte beantragt, den Raserartikel ganz zu streichen. In
der Gesamtabstimmung stimmte der Nationalrat dem Bundesgesetz über die
Harmonisierung der Strafrahmen mit 134 zu 48 Stimmen und dem Bundesgesetz über
die Anpassung des Nebenstrafrechts an das geänderte Sanktionenrecht mit 133 zu 48
Stimmen zu. Dagegen stimmten jeweils die geschlossene SVP-Fraktion sowie SP-
Vertreterin Tamara Funiciello (sp, BE). Die Ablehnung der SVP-Fraktion kam angesichts
der vielen gescheiterten Minderheitsanträge für diverse Strafrechtsverschärfungen aus
ihren Reihen wenig überraschend. Barbara Steinemann (svp, ZH) hatte die Vorschläge
des Bundesrates schon in der Eintretensdebatte als blosse «Basteleien am Strafrahmen
[...] ohne konkrete Auswirkungen auf die Strafrechtspraxis» bezeichnet. Im Anschluss an
die Debatte schrieb der Nationalrat die Vorstösse 06.3554, 09.3366, 08.3131, 10.3634
und 17.3265 stillschweigend ab. 1

Weil sich in der Wintersession 2021 beide Räte wenig kompromissbereit zeigten,
mündete die Differenzbereinigung bei der Harmonisierung der Strafrahmen in eine
Einigungskonferenz. Einzig die Differenzen zu den Bancomatensprengungen und zur
Verjährung im Verwaltungsstrafrecht konnten vorher ausgeräumt werden. Bei Ersterem
beugte sich der Ständerat dem Willen seiner Schwesterkammer und stimmte der
Aufnahme einer speziell auf Bancomatensprengungen zugeschnittenen Qualifikation in
Art. 139 StGB zu. Bei Letzterem einigte man sich darauf, die aufgeworfenen Fragen
nicht an dieser Stelle, sondern im Rahmen der vom Bundesrat angekündigten Revision
des Verwaltungsstrafrechts zu klären. Bis zum Schluss umstritten blieben dagegen die
Parallelität von Geld- und Freiheitsstrafen sowie die Strafdrohung für Gewalt und
Drohung gegen Behörden und Beamte. 
Der Ständerat stellte sich auf den Standpunkt, es sei in der juristischen Praxis
unbestritten, dass eine Mindestgeldstrafe von beispielsweise 30 Tagessätzen auch
immer eine Mindestfreiheitsstrafe von 30 Tagen bedeute, weshalb er diese Parallelität
mehrheitlich ausdrücklich im Gesetz festhalten wollte. Die Mehrheit im Nationalrat sah
in dieser Änderung jedoch einen Eingriff in den richterlichen Ermessensspielraum und
lehnte sie deshalb ab. Die Argumentation des Nationalrates bekräftigte die
ständerätliche Mehrheit indessen in ihrer Meinung, dass es wichtig sei, die Parallelität
im StGB niederzuschreiben. Ständerat Andrea Caroni (fdp, AR) befürchtete, wenn man
darauf verzichte, könnte dieser Entscheid künftig dahingehend ausgelegt werden, dass
das Parlament die Parallelität an sich verneint habe, was ja aber nicht der Fall sei –
zumindest nach Ansicht des Ständerates und des Bundesrates. Die Einigungskonferenz
beantragte schliesslich mit 13 zu 11 Stimmen, dem Beschluss des Ständerates zu folgen
und die Parallelität von Mindestgeld- und -freiheitsstrafen explizit im StGB zu
verankern.
Bei Gewalt und Drohungen gegen Behörden und Beamte sprach sich der Ständerat
mehrheitlich für eine Strafverschärfung gegenüber dem geltenden Recht aus, indem er
die Freiheitsstrafe zur Regel machen und Geldstrafen nur noch in Bagatellfällen
zulassen wollte. Eine Verschärfung bei diesem Tatbestand sei nicht zuletzt von
verschiedenen Kantonen gefordert worden, argumentierte Daniel Jositsch (sp, ZH) als
Sprecher der RK-SR. Die Nationalratsmehrheit wollte hingegen am geltenden Recht
festhalten und die Freiheitsstrafe alternativ zur Geldstrafe vorsehen, weil sie auch hier
nicht in den richterlichen Ermessensspielraum eingreifen wollte. Ein Einzelantrag Bregy
(mitte, VS), der einen Konzeptionsfehler in der ständerätlichen Variante korrigierte – in
der ursprünglichen Formulierung des Ständerates hätte in leichten Fällen immer eine
Geldstrafe ausgesprochen werden müssen, während in der korrigierten Version in
leichten Fällen eine Geldstrafe ausgesprochen werden kann –, scheiterte in der grossen
Kammer am Stichentscheid von Ratspräsidentin Irène Kälin (gp, AG). Wenig
überraschend war es dann auch diese korrigierte Lösung, die sich in der
Einigungskonferenz durchsetzen konnte.
Der Antrag der Einigungskonferenz wurde im Ständerat mit 35 zu 1 Stimme bei 4
Enthaltungen gutgeheissen, im Nationalrat mit 122 zu 65 Stimmen. Dagegen stellten sich
die Fraktionen der SP und der Grünen. In den Schlussabstimmungen stimmte der
Ständerat dem Entwurf zur Harmonisierung der Strafrahmen sowie jenem zur
Anpassung des Nebenstrafrechts an das geänderte Sanktionenrecht einstimmig (bei 4
bzw. 5 Enthaltungen aus der SVP-Fraktion) zu. Der Nationalrat nahm die
Strafrahmenharmonisierung mit 96 zu 67 Stimmen bei 30 Enthaltungen an, wobei sich
die Ratslinke gegen die ihrer Ansicht nach zu weitgehenden Verschärfungen aussprach
und sich die SVP-Fraktion mehrheitlich der Stimme enthielt, weil sie die Vorlage als
«verwässert» (Andrea Geissbühler/svp, ZH), d.h. zu wenig scharf, ansah. Der zweite
Entwurf zur Anpassung des Nebenstrafrechts passierte die Schlussabstimmung in der
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grossen Kammer mit 123 zu 67 Stimmen bei 3 Enthaltungen. 2

1) AB NR, 2021, S. 968 ff.
2) AB NR, 2021, S. 2161 ff.; AB NR, 2021, S. 2532 ff.; AB NR, 2021, S. 2587 ff.; AB NR, 2021, S. 2754; AB SR, 2021, S. 1268 ff.; AB
SR, 2021, S. 1373 ff.; AB SR, 2021, S. 1441; BBl, 2021 2996; BBl, 2021 2997; Lib, 30.11.21
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